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Natürlich war der 11. September 2001 
eine Zäsur. Seit diesem Datum hat sich die 
Weltpolitik spürbar gewandelt, doch aktu-
elle Debatten zeigen, dass auf analytischer 
und strategischer Ebene erst jetzt deutli-
che Konturen sichtbar werden. Zunächst 
handelten lediglich die USA entschlossen 
und bestimmt, schienen ein strategisches 
Konzept zu haben, welches sie seit dem 
auch einigermaßen konsequent verfolgen, 
allerdings mit mäßigem Erfolg. Demge-
genüber kamen sowohl die UN als auch 
die EU und relevante Einzelstaaten ins 
Straucheln, folgten zunächst den USA 
in ihre Abenteuer, begannen dann zu 
zweifeln und waren offenbar noch auf 
der Suche nach klaren außenpolitischen 
Leitbildern. Auf der wissenschaftlichen 
Ebene wird diese Suche nach einer neuen 
Orientierung besonders in der Debatte um 
die „Neuen Kriege“ deutlich. Vertreter 
der These von den „Neuen Kriegen“ wie 
Herfried Münkler und Mary Kaldor ver-
suchen aus aktuellen Debatten um Glo-
balisierung, Terrorismus und gescheiterte 
Staaten eine neue Sicht auf gegenwärtige 
Konfl ikte und internationale Politik zu 
erzeugen. Diese geht einher mit neuen 
Bedeutungen von Begriffen wie Sicher-
heit und Verteidigung, die wiederum in 
außenpolitischen Strategiepapieren über-
nommen werden und so ganz konkret 
Weltpolitik beeinfl ussen.

Die Suche nach neuen Aufgaben und 
einer neuen Legitimation für die UN 
kristallisiert sich gegenwärtig im vor 
einem Jahr eingesetzten UN-Ausschuss 
„Threats, Challenges and Change“. 
Dieser veröffentlichte im Dezember 2004 
seinen Bericht „A more secure world: 
our shared responsibility“ in dem er sich 
als zukünftiges Konzept für eine Verant-
wortung zum Schutz („Responsibility to 
protect“) ausspricht. Wenn Staaten nicht 
mehr in der Lage sind, ihre Einwohner 
zu schützen, müsse sich die internatio-
nale Gemeinschaft verantwortlich fühlen 
und diese Aufgabe übernehmen – und 
zwar notfalls militärisch. Dieser Ansatz 
birgt die Gefahr in sich, einer entgrenz-
ten Interventionspolitik das Wort zu reden 
und zum humanistischen Pendant des 
von den USA ausgerufenen und zeitlich 

unbegrenzten „Krieg gegen den Terror“ 
zu werden. Dies gilt insbesondere, wenn 
dieser Ansatz von einem Akteur mit eige-
nen politischen Interessen wie der EU 
übernommen wird.

Das gegenwärtige Chaos im Irak beweist, 
dass Konfl ikte nicht mehr zu lösen sind, 
indem eine feindliche Armee überwältigt 
und deren Hauptstadt besetzt wird. Die 
Bevölkerung muss erreicht werden, um 
eine neue Ordnung zu installieren. Die 
daraus folgende Fokussierung auf Indi-
viduen in Konfl ikten führt dazu, dass die 
Grenzen zwischen ziviler und militäri-
scher Intervention aufgehoben werden. Es 
ist zwar schon länger der Fall, dass huma-
nitäre Organisationen in und vor allem 
nach Kriegen mit dem Militär zusammen-
arbeiten, doch von den meisten NGOs 
wurde dies bislang als notwendiges Übel 
wahrgenommen. In den letzten Monaten 
hingegen wird sowohl von Regierungs-
seite als auch von NGOs zunehmend 
eine engere Kooperation und Koordina-
tion gefordert und „Entwicklungszusam-
menarbeit“ zunehmend als Komponente 
der Sicherheitspolitik verstanden1. Dirk 
Messner und Jörg Faust vom Deutschen 
Institut für Entwicklungspolitik schrie-
ben bspw. In der Novemberausgabe 2004 
der „Zeitschrift für Entwicklung und 
Zusammenarbeit“: „Vor diesem Hinter-
grund fordert das europäische Konzept 
zu Recht eine engere Verzahnung der 
unterschiedlichen Instrumente sowie 
deren Ausrichtung auf das Zielsystem der 
Sicherheitspolitik. Der Entwicklungspoli-
tik kommt in diesem Kontext eine große 
Bedeutung zu. Die Entwicklungspolitik 
muss nun ihren Erfahrungsschatz pro-
aktiv in die Gestaltung der europäischen 
Außenbeziehungen einbringen und sollte 
zu diesem Zweck eine Strategie zur Flan-
kierung des „Solana-Konzeptes“ formu-
lieren.“2

Beide Punkte, die Entgrenzung von 
Interventionen und die Aufhebung der 
Grenzen zwischen militärischer und zivi-
ler Intervention enthüllen ihren proble-
matischen Charakter in der im September 
letzten Jahres veröffentlichten „Human 
Security Doctrine“ (HSD), welche den 
Aufbau einer 15.000 Menschen umfas-

senden zivil-miltärischen Einsatztruppe 
als Ergänzung und Effektivierung der 
EU-Außenpolitik vorschlägt.

A Human Security Doctrine for 
Europe3

Am “Centre for the Study of Global 
Governance” der London School of 
Economics and Political Science hat 
sich im Herbst 2003 unter dem Vorsitz 
der Institutsleiterin Mary Kaldor eine 
Studiengruppe zu den Fähigkeiten und 
Möglichkeiten der europäischen Sicher-
heitspolitik gegründet. Diese 13-köpfi ge 
Studiengruppe ist hochgradig besetzt mit 
dem Friedensforscher Ulrich Albrecht, 
dem ehemaligen KFOR-Kommandeur 
Klaus Reinhardt, der Expertin für inter-
nationales Recht Christine Chinkin, 
dem ehemaligen Wirtschaftsminister der 
Türkei Kemal Dervis und der Direktorin 
des Institute for Strategic Studies Nicole 
Gnesotto, sowie weiteren PolitikerInnen 
und WissenschaftlerInnen. Der ehemalige 
NATO-Generalsekretär und heutige EU-
Außenbeauftragte Javier Solana beauf-
tragte die Studiengruppe mit Forschungen 
zu Perspektiven der EU-Außenpolitik.

Nach einem Jahr und einigen Regional-
studien hat die Studiengruppe - beglei-
tet von zusammenfassenden Artikeln in 
bedeutenden Zeitungen - ihren Bericht mit 
dem Titel „A Human Security Doctrine 
for Europe“  an Javier Solana übergeben. 
Die Hauptforderungen dieses Berichts 
sind die Aufnahme des Konzepts der 
„Menschlichen Sicherheit“ in die Euro-
päische Sicherheitsstrategie (ESS)4 sowie 
dessen Umsetzung durch den Aufbau 
einer Human Security Response Force, 
bestehend aus 10.000 Soldaten und 5.000 
Zivilisten.

Der Bericht beginnt mit einer kurzen 
Zustandsbeschreibung. In Armenien, 
Aserbaidschan und Georgien sind hun-
derttausende Menschen auf der Flucht, in 
Palästina leben die Menschen in täglicher 
Angst vor der Zerstörung ihrer Häuser, in 
Israel wird eine Busfahrt zum Wagnis und 
in der Demokratischen Republik Kongo 
sind über 3 Millionen Menschen im Krieg 
umgekommen und noch mehr auf der 
Flucht. Es gibt Massenvergewaltigungen, 
Kindersoldaten und der Aidsvirus breitet 
sich unkontrolliert aus. Diese Regionen 
werden in der HSD als schwarze Löcher 
(„black holes“) beschrieben, die eine 
Gefahr auch für Europa darstellten, da 
sie fruchtbarer Boden für Terrorismus, 
Waffen- und Drogenhandel und krimi-
nelle Netzwerke seien. Die Europäische 
Union hätte in ihrer neuen Sicherheits-
strategie (ESS) diese neuen Bedrohungen 
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erkannt, aber noch keine entsprechenden 
Fähigkeiten entwickelt, auf diese zu rea-
gieren. 

Traditionelle Ansätze wie territoriale 
Verteidigung und Eindämmung autoritärer 
Staaten tragen im neuen globalen Kontext 
nicht mehr. Deshalb müsse die EU ihre 
Außenpolitik statt auf Staaten auf die Indi-
viduen ausrichten, die in diesen „black 
holes“ leben, und bereit sein, weltweit 
einzugreifen, um diese zu schützen. Diese 
Verpfl ichtung habe sie nicht nur mora-
lisch, sondern auch historisch, rechtlich 
und aus ihrem „aufgeklärtem Eigeninter-
esse heraus“, da diese „black holes“ auch 
die Sicherheit von EU-Bürgern bedro-
hen. Die HSD konzentriert sich auf Fälle 
von menschlicher Unsicherheit, die ein 
militärisches Eingreifen im Rahmen der 
Petersberg-Aufgaben5 „nötig“ machen, 
und schlägt dafür eine Mischform zwi-
schen klassischer „Friedenserhaltung“ 
und militärischer Intervention vor. Ein 
Einsatz solle je nach Schwere und Dring-
lichkeit, Praktizierbarkeit und Erfolgs-
aussichten, spezieller Verantwortung 
durch soziale oder geografi sche Nähe, 
historischer Verantwortung und öffentli-
chem Druck beschlossen werden. Solche 
Einsätze seien eine Chance für Europa, 
als Friedensmacht nicht nur international 
sondern auch unter ihren eigenen Bürgern 
mehr Zustimmung zu erfahren, indem sie 
sich spürbar für globale Sicherheit und 
damit die Sicherheit ihrer eigenen Bürger 
einsetzt.

Das erste Kernelement des Berichtes 
ist eine Aufl istung von sieben Prinzipien, 
die für EU-Außenpolitik zukünftig gelten 
sollen, und zwar von der diplomatischen 
bis zur militärischen Ebene und von der 
Konfl iktprävention bis zur Nachkriegs-
stabilisierung. Diese Prinzipien lassen 

sich ziemlich einfach als das Gegenteil 
dessen Zusammenfassen, was den USA 
gegenwärtig hinsichtlich ihrer Politik im 
Irak vorgeworfen wird und fordern eine 
Rückbindung an geltendes Recht, Ein-
beziehung regionaler Akteure, multilate-
rale Kooperation sowie „angemessene“ 
Gewaltanwendung.

Der nächste Abschnitt beschäftigt sich 
mit den dafür notwendigen Kapazitäten. 
Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Emp-
fehlung, eine 15.000 Menschen umfas-
sende Human Security Response Force 
aufzubauen, die dem neu zu schaffenden 
EU-Außenministerium untersteht und 
vom existierenden Zivil-Militärischen 
Planungszentrum in Brüssel aus geleitet 
werden soll. Die Vorschläge diesbezüg-
lich sind sehr konkret: wie die Truppe 
zusammengesetzt sein soll, welche Kom-
mandostruktur sie haben soll, welche Aus-
rüstung benötigt wird und wie das Ethos 
der Soldaten ausgeprägt sein sollte. Selbst 
über die Zusammenarbeit mit NGOs und 
privaten Unternehmen wird nachgedacht.

Die ansonsten für notwendig erach-
teten Voraussetzungen erschöpfen sich 
hingegen in der Forderung nach neuen 
rechtlichen Rahmenbedingungen für 
Interventionen: Wenn möglich solle für 
die Einsatzkräfte das Recht des Landes 
gelten, in dem interveniert wird. Da dies 
oft nicht möglich sein wird, schlagen 
die Autoren eine Vereinheitlichung der 
europäischen Strafrechtssysteme vor, 
denen die Einsatzkräfte grundsätzlich 
unterliegen. Auch müssten klare Rege-
lungen in den Fällen gefunden werden, in 
denen sich internationales Recht wider-
spricht, und Möglichkeiten für die lokale 
Bevölkerung geschaffen werden, sich 
zu beschweren. Um Zustimmung in den 
Gebieten zu erzeugen, in denen interve-
niert wird, sollen der dortigen Bevölke-
rung Zweck und Mittel der Intervention 
erklärt und eine Ombudsperson zur Seite 
gestellt werden, die regelmäßig im EP 
Bericht erstattet. Diese Vorschläge sind 
jedoch sehr unkonkret, ebenso wie die 
anschließenden Vorschläge zur Behe-
bung des Demokrtiedefi zits der EU v.a. 
hinsichtlich der gemeinsamen Außen- 
und Sicherheits- und Rüstungspolitik. 
Sie beschränken sich auf Empfehlungen 
zu mehr Transparenz und mehr Kompe-
tenzen des EU-Parlaments wie auch der 
nationalen Parlamente. 

Menschliche Sicherheit als militärische 
Sicherheit.

Ausgehend davon, dass diese Empfeh-
lungen von Javier Solana in Auftrag gege-
ben wurden und sich hauptsächlich mit 

Szenarien beschäftigen, in denen ein mili-
tärisches Eingreifen als „nötig“ erachtet 
wird, kann es kaum erstaunen, dass der 
Bericht nicht nur implizit die Aufrüstung 
der EU, sondern auch explizit die Bereit-
stellung weiterer fi nanzieller Mittel für 
das Hauptquartier und Ausbildung der 
Einsatzkräfte fordert.

Der Bericht begrüßt auch ausdrücklich 
die Militarisierung der EU und stimmt der 
Europäischen Sicherheitsstrategie insge-
samt und besonders in der Behauptung 
zu, dass die EU sich verstärkt - auch mili-
tärisch - international engagieren müsse:

„Der Europäische Rat hat der Einrich-
tung einer autonomen Verteidigungs-
agentur und eines zivilmilitärischen 
Planungszentrums ebenso zugestimmt, 
wie auch im Dezember 2003 der ESS. 
Jetzt entwickelt die EU Schlachtgruppen 
(´battle groups´) für den schnellen Ein-
satz. Einige Vorschläge zur Bildung einer 
europäischen Gendarmerie und eines zivi-
len Friedenscorps wurden vorangebracht. 
Die Koordinierung dieser Inititiven und 
die Berufung eines neuen EU-Außenmi-
nisters bergen tatsächlich Potential für 
eine weitere Entwicklung.“ (S.13)6

„Mit der ESS wird Europas Verant-
wortung für globale Sicherheit ein 
Kernelement der europäischen Sicher-
heitsstrategie. Die ESS argumentiert für 
präventives Engagement, für eine Stra-
tegie des ´effektiven Multilateralismus´ 
und die Ausdehnung der internationalen 
Herrschaft des Rechts. Sie fordert, dass 
die EU aktiver und fähiger werden muss. 
Dieser Bericht beschäftigt sich damit, wie 
die EU ihre Fähigkeiten ausbauen kann.“ 
(S.8)

 Vor diesem Hintergrund mag es aller-
dings überraschen, dass sich die Auto-
rInnen im selben Papier für das Konzept 
der menschlichen Sicherheit aussprechen. 
Denn „menschliche Sicherheit“ war einst 
ein Konzept mit dem gegen das Primat 
des Miltärischen in Sicherheitsfragen 
argumentiert wurde. Während die staatli-
che Sicherheit, etwa die territoriale Inte-
grität, nur durch Militär zu verteidigen 
ist, schafft diese Verteidigung - Krieg - 
auf Ebene der Individuen eine eklatante 
menschlich Unsicherheit7. Nun fordert 
diese Studiengruppe mit Rückgriff auf 
menschliche Sicherheit den Aufbau einer 
Einsatztruppe und insgesamt Aufrüstung. 
Der ursprüngliche, weitere Begriff von 
„menschlicher Sicherheit“ wurde durch 
das United Nations Development Pro-
gram in seinem Bericht von 1994 geprägt 
und defi niert als: „Freiheit von Furcht 
und Freiheit von Mangel“, „Sicherheit 
vor Bedrohungen durch Krankheiten, 

Abbildung I: „Schwarze Löcher“ sind Materie-
Konzentrationen im Raum, die so dicht sind, dass 
sie alles verschlucken, auch Licht. Als Metapher für 
instabile Regionen offensichtlich völlig ungeeignet.
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Hunger, Arbeitslosigkeit, Verbrechen, 
soziale Konfl ikte, politische Repression 
und Umweltschäden“8, also Sicherheit, 
die sich nicht militärisch herbeiführen 
lässt. Klar von dieser Defi nition abzu-
grenzen ist der Begriff, wie er in der HSD 
verwand wird: 

„Menschliche Sicherheit bedeutet indi-
viduelle Freiheit von grundlegenden Unsi-
cherheiten. Völkermord, systematische 
Folter, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung, das Verschwindenlassen 
von Personen, Sklaverei, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit und schwere 
Verstöße gegen das Kriegsrecht, wie 
sie in den Statuten des internationalen 
Strafgerichtshofes defi niert sind, stellen 
Formen nicht-tolerierbarer Unsicherheit 
dar, die menschliche Sicherheit verletzen. 
Massive Verstöße gegen das Recht auf 
Nahrung, Gesundheit und Wohnen könn-
ten auch in diese Kategorie eingeordnet 
werden.“ (S.9, eigene Hervorhebung)

Im Wesentlichen wird menschliche 
Unsicherheit also durch genau das defi -
niert, was bislang als Gründe für sog. 
Humanitäre Interventionen angegeben 
wurde. Die sozialen Elemente werden nur 
im Konjunktiv zu dieser nicht-tolerierba-
ren menschlichen Unsicherheit gerech-
net, die eine Intervention nötig macht. 
Damit folgen die Autoren einer sich in 
letzter Zeit stärker herausbildenden enge-
ren Defi nition von menschlicher Sicher-
heit, die sich auf „Freiheit von Furcht“ 
reduziert und, wie Sascha Werthes und 
David Bosold treffend feststellen, „ ... in 
vielen Punkten noch sehr stark an ältere 
´klassisch-traditionelle´ Sicherheitskon-
zeptionen [erinnert], während ´Freedom 
from Want´ [Freiheit von Mangel] sich in 
vielen Punkten nur schwer von Konzep-
ten menschlicher Entwicklung abgrenzen 
lässt.“9

Dieser engeren Defi nition folgte aller-
dings auch der ehemalige kanadische 
Außenminister Lloyd Axworthy, der 
bereits 1996 versuchte, menschliche 
Sicherheit zu einem Grundpfeiler der 
kanadischen Außenpolitik zu machen. Der 
Vergleich mit der kanadischen Außenpo-
litik zeigt jedoch, dass das Problem der 
HSD nicht nur ein defi nitorisches ist. 
Während sich der Versuch, menschliche 
Sicherheit als Paradigma in die Außenpo-
litik aufzunehmen, auf EU-Ebene derzeit 
in der Forderung einer neuen zivil-militä-
rischen Eingreiftruppe konkretisiert, ver-
folgte das kanadische Außenministerium 
zunächst einen zivilen und multilateralen 
Ansatz. Es engagierte sich erfolgreich für 
ein weltweites Verbot von Antipersonen-
minen, welches im Ottawa-Abkommen 

umgesetzt wurde und bis heute von 144 
Staaten unterzeichnet wurde. In den fol-
genden Jahren wurde von der kanadischen 
Regierung das multilaterale „Netzwerk 
Menschliche Sicherheit“ aufgebaut. Das 
kanadische Außenministerium startete 
im Juni 2000 ein Programm für Mensch-
liche Sicherheit mit fünf verschiedenen 
Schwerpunkten. Lediglich der Letzte 
lässt sich mit militärischer Intervention in 
Verbindung bringen.10

Die Studiengruppe macht in ihrem 
Bericht die menschliche Sicherheit hin-
gegen wiederum zum nationalem bzw. zu 
dem Interesse der EU und damit auch zur 
militärischen Angelegenheit. Die Autoren 
argumentieren hier über die Globalisie-
rung, welche dazu führe, dass menschli-
che Unsicherheit sich nicht mehr national 
ein- bzw. ausgrenzen ließe und deshalb 
Menschenrechtsverletzungen irgendwo in 
der Welt als Terror oder Migration in der 
EU wirksam werden könnten. Deshalb sei 
es im „aufgeklärten Eigeninteresse“ der 
EU, sich überall in der Welt für menschli-
che Sicherheit einzusetzen:

„Der dritte Grund, das Konzept der 
menschlichen Sicherheit zu übernehmen 
ist ´aufgeklärtes Eigeninteresse´ [enligh-
tened selfi nterest]. Der Punkt beim Kon-
zept der menschlichen Sicherheit ist die 
Tatsache, dass Europäer nicht sicher 
leben können, solange andere in der 
Welt in eklatanter Unsicherheit leben. In 
scheiternden Staaten und Konfl iktgebie-
ten breitet sich eine kriminelle Wirtschaft 
aus und wird von dort exportiert: Drogen- 
und Menschenhandel, leichter Zugang zu 
kleinen Waffen, sogar die zunehmende 
Gewalttätigkeit in der Gesellschaft 
werden nicht in der Konfl iktregion einge-
grenzt sondern sind darüber hinaus spür-
bar, auch in Europa.“(S.7)

Indem menschliche Sicherheit global 
wiederum als Interesse der EU defi niert 
wird, beansprucht die EU eben auch das 
Recht, diese global durchzusetzen, im 
eigenen Interesse. So verschwimmen die 
Grenzen zwischen moralischer Rhetorik 
und der Formulierung politischer Inter-
essen. Doch, um an dieser Stelle Bun-
deskanzler Schröder zu zitieren: „Jede 

Außenpolitik ist zunächst einmal Interes-
senpolitik“11

Firefi ghting oder Neoimperialismus?
Die AutorInnen begründen die Notwen-

digkeit von Interventionen an einer Stelle 
damit, dass eine Abriegelung der europä-
ischen Grenzen und ein weiterer Abbau 
demokratischer Freiheitsrechte keine 
Alternative sei, da sie das Problem nicht 
an der Wurzel packen.

Dem Terrorismus zu begegnen, indem 
lediglich robustere strafrechtliche und 
geheimdienstliche Maßnahmen innerhalb 
unserer Grenzen getroffen werden, die 
tatsächlich die demokratischen Werte und 
Institutionen Europas gefährden können, 
kann niemals mehr sein als Brandbe-
kämpfung [fi refi ghting]. Die einzige Ant-
wort auf solche Bedrohungen ist, sich 
der Sicherheitsbedürfnisse der Menschen 
in Situationen schwerer Unsicherheit 
anzunehmen.(S.10)

Doch diese Argumentation ist nichtig, 
wenn sie nicht mit Vorschlägen einher-
geht, wie menschliche Sicherheit global 
dauerhaft gewährleistet werden kann 
und die Entstehung von „blach holes“ 
zu verhindern ist. Damit sind in der HSD 
die Regionen gemeint, in denen kein 
Gewaltmonopol und kein funktionie-
rendes Rechtssystem mehr besteht und 
es dadurch zu alltäglicher Gewalt und 
menschlicher Unsicherheit kommt: 

Gegenwärtige Konfl ikte sind im All-
gemeinen geprägt durch Zustände von 
Gesetzlosigkeit, Verarmung, ausschlie-
ßenden Ideologien und den alltägliche 
Gewalt. Dadurch werden sie ein frucht-
barer Boden für eine Gemengelage aus 
Menschenrechtsverletzungen, kriminellen 
netzwerken und Terrorismus, die aus-
strahlt und Unsicherheit auch jenseits der 
betroffenen Region auslöst.

Was dem Bericht jedoch völlig fehlt, 
ist eine Analyse, wie diese „black holes“ 
entstehen. Es werden lediglich Regionen 
benannt, in denen dieser Staatszerfall zu 
beobachten ist und die also Orte zukünf-
tiger Intervention sein werden: Kauka-
sus, Zentralasien, der Mittlere Osten und 
Afrika. Ohne eine solche Analyse und 
Konzepte zur langfristigen Verhinderung 
menschlicher Unsicherheit ist aber auch 
das Entsenden und Bereithalten einer 
zivil-militärischen Eingreiftruppe ledig-
lich Symptombekämpfung. Ohne eine 
solche Analyse wirkt der ganze Bericht 
sehr kulturalistisch, denn es werden ein-
fach Regionen genannt, in denen eben 
immer wieder solche „black holes“ ent-
stehen. Diese Regionen liegen vornehm-
lich in der sog. „dritten Welt“ und schaffen 

Dieser Ansatz birgt die 
Gefahr einer entgrenzten 
Interventionspolitik das 
Wort zu reden und zum 
humanistischen Pendant 
des von den USA ausge-
rufenen „Krieg gegen den 
Terror“ zu werden.
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es laut Studiengruppe nicht, sich selbst zu 
stabilisieren. Deshalb müsse eine EU-Ein-
greiftruppe kommen und einen funktio-
nierenden Staat bzw. ein funktionierendes 
Rechts- und Sanktionssystem aufbauen. 
Aus „aufgeklärtem Eigeninteresse“ und 
moralischer Überlegenheit heraus.

Eine britische Studie ist im Auftrag des 
Premierministers Blair am 17. Februar 
2005 unter dem Titel „Investing in Pre-
vention“ erschienen12. Sie befasst sich 
mit einem ähnlichen Thema - instabile 
Regionen und diesbezügliche Handlungs-
optionen - ist aber ganz anders aufgebaut: 
Sie beginnt mit einem Modell, welches 
interne und externe Faktoren für Instabili-
tät benennt und versucht, kompensierende 
Fähigkeiten von Staat und Gesellschaft 
zu operationalisieren. Ebenfalls in das 
Modell integriert sind externe Schocks 
wie Naturkatastrophen und Finanzkrisen 
und externe Faktoren, die eine Stabilisie-
rung befördern. Aus Letzteren ergeben 
sich die Handlungsempfehlungen für 
die internationale Gemeinschaft und das 
UK. Sie sind dementsprechend ziviler 
Natur: Sicherheitsgarantien, Einbindung 
in internationale Organisationen und den 
Welthandel, Stärkung der Zivilgesell-
schaft und der politischen Institutionen. 
Dieses Modell ist prinzipiell auf alle Staa-
ten anwendbar und verhindert deshalb 
den oben angedeuteten kulturalistischen 
Unterton.

Hätte sich auch die Studiengruppe nach 
den Ursachen der Instabilität gefragt, 
wäre auch sie zu einem stärker auf Prä-
vention ausgerichteten, also zivileren 
Ansatz gekommen. Wenn der Ausgangs-
punkt aber die Feststellung ist, dass es 
diese Instabilität einfach gibt, oder wie 
Münkler es formuliert, der Krieg an den 
„Barbaren-Grenzen“ endemisch wird, 
wird sich als „Lösung“ automatisch eine 
lediglich militärische Bekämpfung der 
Symptome anbieten.

„Pointiert gesagt müssen wir unsere 
Stabilität exportieren und die Welt wieder 
verstaatlichen. Die Länder, die reich sind, 
müssen dort, wo der Staat zerfallen ist, 
diesen wieder herstellen. [...] Die Alter-
native dazu ist eine imperiale, geschützte 
Wohlstandszone mit neuen Barbaren-
Grenzen, jenseits derer Bürgerkriege 
stattfi nden. [...] An diesen neuen Bar-
baren-Grenzen ist der Krieg endemisch 
[...]“13

Solche Ansätze blenden ebenso wie das 
britische Strategiepapier die europäische 
Verantwortung für die Verelendung und 
Destabilisierung weiter Teile der Welt 
aus. Die Armut, die vom globalen Kapi-
talismus europäischen Ursprungs produ-
ziert wird, und von der die europäischen 
Märkte profi tieren, ist einer der Haupt-
auslöser der „neuen Kriege“14. Dieses 
Wirtschaftssystem wurde in imperialen 
Kriegen der gesamten Welt aufgezwun-

gen, die heute gescheiterten Staaten waren 
häufi g das Ergebnis kolonialer Konfl ikte 
und die Mehrzahl der Waffen, mit denen 
überall Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit ausgeführt werden, sind in den 
Industrienationen oder unter der Lizenz 
europäischer Firmen hergestellt worden. 

Im Bericht wird die Operation „Artemis“ 
der EU in der Demokratischen Republik 
Congo (DRC) als Vorbild für künftige 
Interventionen genannt. Dieser erste auto-
nome Kampfeinsatz der EU wurde im 
Juni 2003 unter dem Vorwand begonnen, 
die EU müsse weiteres Blutvergießen 
vermeiden und die Region stabilisieren. 
Wenn man von diesem Ziel ausgeht, 
muss man „Artemis“ als Fehlschlag ein-
schätzen, denn an der Gesamtlage in der 
DRC hat sich seit dem nichts geändert. 
Tatsächlich fand auch dieser Einsatz ohne 
eine Analyse der Konfl iktursachen statt 
und hat so lediglich in der unmittelbaren 
Umgebung der europäischen Soldaten, in 
der Stadt Bunia, für drei Monate weitere 
Zusammenstöße zwischen Milizen verhin-
dert, die stattdessen das Umland unsicher 
machten. Sanktionen gegen europäische 
Firmen, die in diesen Konfl ikt verstrickt 
waren, gab es von EU-Seite ebenso wenig, 
wie die Bereitschaft, der UN für die DRC 
dauerhaft Truppen bereitzustellen oder 
einem der destabilisierenden Faktoren, 
der Ruandischen Regierung, die immense 
fi nanzielle Unterstützung zu verweh-

Abbildung II: Prime Minister’s Strategy Unit: Investing in Prevention - A Prime Minister’s Strategy Unit Report to The Government
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ren. Doch sowohl die Studiengruppe als 
auch Protagonisten einer offensiveren 
EU-Außenpolitik feiern „Artemis“ als 
Erfolg. Und tatsächlich hat die Mission 
ihren eigentlichen Zweck erfüllt: die EU 
als eigenständigen militärischen Akteur 
ins Spiel zu bringen und zwar in einer der 
rohstoffreichsten Regionen der Welt auf 
dem Gebiet ehemaliger Kolonien.

Es ist also absehbar, dass Einsätze 
einer Human Security Response Force 
mit wirtschaftlichen und machtpoliti-
schen Interessen verbunden sein werden. 
Menschliche Unsicherheit gibt es überall, 
aber Interventionen werden nur dort und 
dann stattfi nden, wo sich die EU Vorteile 
daraus verspricht. Kurzfristig werden 
solche Einsätze die Sicherheit manchmal 
erhöhen oder senken. Langfristig haben 
sie außer der Legitimation von EU-Inter-
ventionen zur Ausdehnung der eigenen 
Ordnungsvorstellungen nichts zu bieten. 
Wenn heute mit Waffengewalt Recht-
staatlichkeit und Menschenrechte in ande-
ren Ländern hergestellt werden, geht es 
zugleich um Öffnung der Märkte und die 
Privatisierung öffentlicher Güter. Diese 
Prozesse liegen zwar im Interesse euro-
päischer Eliten, sind aber der Treibstoff 
der Konfl ikte in den ärmeren Ländern der 
Welt – und Auslöser menschlicher Unsi-
cherheit.

Zivilmilitärische Zusammenarbeit
Der militärische Schwerpunkt des 

Berichtes zeigt sich nicht offen. Vielmehr 
ist er gespickt mit linker Rhetorik und 
argumentiert in erster Linie legalistisch 
und humanistisch. So werden neben dem 
bereits erwähnten „aufgeklärtem Eigenin-
teresse“ vor allem drei Gründe genannt, 
warum sich die EU stärker für die mensch-
liche Sicherheit weltweit engagieren 
müsse: Erstens gäbe es eine moralische 
Verpfl ichtung zur Verteidigung menschli-
cher Würde und Sicherheit, die zwar uni-
versell gültig sei, aber von europäischen 
Bürgern besonders stark wahrgenommen 
werde. Zweitens existierten rechtliche 
Verpfl ichtungen, die sich aus den Artikeln 
55 und 56 der UN-Charta und Artikel 4 
der EU-Verfassung ergäben. In der Einlei-
tung wird dann noch eine historische Ver-
antwortung Europas im Kontext des 11. 
Septembers und des Irak-Krieges rekla-
miert, aber nicht näher begründet.

Eins der wesentlichen Elemente des 
Berichtes bilden sieben Prinzipien, die 
zukünftige Interventionen und die Sicher-
heitspolitik der EU insgesamt leiten 
sollen. Diese Prinzipien sollen sowohl für 
Politiker als auch für die Soldaten im Feld 
gelten und zielen auf eine Rückbindung 

der politischen und militärischen Praxis 
an nationales und internationales Recht 
sowie auf die Eindämmung militärischer 
Eigendynamik ab. Diese sieben Prinzipien 
lauten: Das Primat der Menschenrechte, 
klare politische Autoritäten, Multilatera-
lismus, ein bottom-up Ansatz, eine regio-
nale Orientierung, die Anwendung legaler 
Instrumente und „angemessene“ Gewalt-
anwendung. Diese Prinzipien sollen 
sowohl Ziel der Intervention sein als auch 
die Mittel bestimmen. Letztendlich stellen 
sie traditionell europäische Vorstellungen 
von Demokratie und Rechtstaatlichkeit 
dar. Es geht also darum, Rechtstaatlich-
keit mit rechtstaatlichen Mitteln herzu-
stellen, - unter Einbindung des Militärs 
und Abschaffung des Kriegsrechts.

Militäreinsätze bekommen damit den 
Charakter von Polizeieinsätzen und sind 
damit auch prinzipiell offen für die Ein-
bindung von Zivilisten. Ein Drittel der 
Human Security Response Force soll 
aus Zivilisten bestehen, konkret werden 
genannt: Polizei-, Steuer- und Zollbeamte, 
Richter und Rechtsexperten, Spezialisten 
für die Regionen, nachrichtendienstlich 
Aufklärer, Menschenrechtsbeobachter 
und -helfer sowie Kontaktpersonen zur 
lokalen Bevölkerung. Auch der oder die 
Oberkommandierende der jeweiligen 
Intervention soll ZivilistIn sein.

Die Probleme, die zivilmilitärisches 
Teamwork mit sich bringt, meinen die 
AutorInnen durch die Implementierung 
einer neuen Kultur und eines zivilmi-
litärischen Ethos für die Interventions-
truppen ausräumen zu können. Erstens 
sollen alle Beteiligten jeden einzelnen 
Menschen höher bewerten als Nation und 
Vaterland; zweitens militärische Tugen-
den wie Opferbereitschaft, Heldenmut 
und Disziplin mit zivilen Fähigkeiten 
wie Empathie und persönliche Verant-
wortung kombinieren; drittens das Recht 
kennen und respektieren und sich vier-
tens der Gender-Dimension von Konfl ik-
ten bewusst sein. Inwieweit das möglich 
ist, sich bspw. Disziplin und persönliche 
Verantwortung vereinbaren lassen, sei an 
dieser Stelle dahingestellt. Jedenfalls wird 
in dem Bericht durchgehend suggeriert, 
dass das Militär zivilisiert werden könne, 
aber nicht darauf eingegangen, ob zivil-
militärische Zusammenarbeit nicht auch 
die zivilen, sich in Unterzahl befi ndenden 
Kräfte militarisieren könnte. Abgesehen 
davon ergibt sich auch für die Soldaten 
im Einsatz eine problematische Situation: 
Während sie nationalem aber entterrito-
rialisiertem Strafrecht unterstehen, sind 
sie gleichzeitig zu einer „angemessenen 
Gewaltanwendung“ und dem Schutz von 

Zivilisten verpfl ichtet. In konkreten Span-
nungssituationen besteht also keinerlei 
Rechtssicherheit für die bewaffneten Sol-
daten.

Europäische Weltinnenpolitik
Durch die Argumentation, in einer glo-

balisierten Welt würde sich regionale 
Unsicherheit unkontrolliert verbreiten 
und damit auch die EU gefährden, wird 
mit der HSD und ähnlichen Papieren 
gegenwärtig auch von der EU ein globa-
ler Führungsanspruch reklamiert. Diese 
rein sicherheitspolitische Begründung 
wird moralisch fl ankiert durch den uni-
versalistischen Anspruch der Menschen-
rechte und einer suggerierten moralischen 
Überlegenheit Europas. Aus der erklärten 
Universalität der eigenen Wertvorstel-
lungen und global wahrgenommenen 
Sicherheitsinteressen leiten europäische 
Politiker und Politikberater den Anspruch 
ab, Weltinnenpolitik zu betreiben. Durch 
die Aufhebung der Trennung von Innen- 
und Außenpolitik werden auch die Mittel 
der Innenpolitik zu außenpolitischen Mit-
teln (und andersherum) und vermischen 
sich. Dies zeigt sich nicht nur beispiels-
weise im Bereich der Wohlfahrtsalloka-
tion in Form von Handelsabkommen und 
Entwicklungshilfe, sondern zunehmend 
auch im Sicherheitsbereich, wo militäri-
sche Interventionen zunehmend den Cha-
rakter von Polizeieinsätzen annehmen. 
Genau dies ist die offensichtliche Idee, die 
hinter dem Vorschlag der Studiengruppe 
zu einer Human Security Response Force 
steht. Sie soll eine Art Bereitschafts-
polizei darstellen, die im Falle schwer-
ster Menschenrechtsverletzungen und 
menschlicher Unsicherheit interveniert 
und (wieder) einen Zustand von Recht 
und Ordnung (im europäischen Sinne) 
herstellt - nur eben auf globaler Ebene. 
Diese Einsätze sollen eine Mischform 
aus klassischer Militärintervention und 
friedenserhaltenden Maßnahmen sein. 
Ziel ist nicht, einen kollektiven Feind 
zu besiegen, sondern einzelne Menschen 
festzunehmen, Zivilisten zu schützen und 
ein Rechtssystem zu installieren:

„Solche Einsätze liegen irgendwo zwi-
schen klassischen friedenserhaltenden und 
klassischen milittärischen Missionen aber 
unterscheiden sich von beiden.“(S.11)

„Für das Militär bedeutet dies einen 
Übergang von der traditionellen Anwen-
dung militärischer Gewalt als Kriegs-
führung zu deren Anwendung als 
Rechtsdurchsetzung.“(S.19)

„Das Ziel sollte sein, Menschen zu 
schützen und alle Verluste zu minimie-
ren. Dies ähnelt eher dem traditionellen 



Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

8  Ausdruck - IMI-Magazin - April 2005

Ansatz der Polizei, die ihr Leben riskiert, 
um andere zu schüzuen, obwohl sie bereit 
ist, im Extremfall zu töten, wie es auch 
die Soldaten der Human Security Defense 
Force sein sollten. [...] Minimale Gewalt 
bedeutet beispielsweise, dass es eine 
Überreaktion wäre, jemanden zu töten, 
der festgenommen werden könnte“(S.20)

Wohlgemerkt, diese polizeiähnlichen 
Einsätze der Human Security Response 
Force sollen herkömmliche Militärein-
sätze nicht ersetzen, sondern sind ledig-
lich als Ergänzung zur ESS gemeint, um 
die Außenpolitik der EU zu effektivieren. 
Unabhängig davon weist der Vorschlag 
für eine Weltinnenpolitik aus einem ker-
neuropäischen Zentrum zumindest vier 
wesentliche Defi zite auf.
1.) Eine Weltinnenpolitik auf Ebene der 
Sicherheit muss analog zur inneren Sicher-
heit ein Gewaltmonopol für sich bean-
spruchen und aufrechterhalten. Wenn sich 
global verschiedene Akteure als Hüter der 
Sicherheit verstehen und globale Inter-
ventionstruppen bereithalten, wächst die 
Unsicherheit dadurch, denn es kann zu 
Interessengegensätzen oder einfach nur 
Streitigkeiten über die geeigneten Mittel 
kommen. Alle Begründungen, die der 
Bericht andeutet, ob moralisch, rechtlich, 
historisch oder zivilisatorisch, können 
und werden von anderen Akteuren ebenso 
beansprucht. Zwar wird die Zustimmung 
der UN zu EU-Interventionen ebenso 
gewünscht wie Multilateralismus, der 
völkerrechtswidrige NATO-Krieg gegen 
Jugoslawien wird aber an verschiedenen 
Stellen als mögliches Szenario für einen 
Einsatz der Human Security Response 
Force genannt. Für Einsätze ohne UN-
Mandat müsse eine enge und eindeutige 
rechtliche Grundlage formuliert werden:

Wenn es überhaupt einen Weg geben soll, 
der nicht über den Sicherheitsrat führt, 
sollte dieser sehr eng und eindeutig sein. 
Die meisten Staaten neigen dazu, ihre 
Kriege als ´gerecht´ zu bezeichnen. Falls 
die EU sich entscheidet, Interventionen 
auch ohne Zustimmung des Sicherheits-
rates zu ermöglichen, sollten rechtlichen 
Rahmenbedingungen Kriterien und eine 
rechtliche Grundlage für solche Interven-
tionen enthalten.“(S.24)

Außerdem ist auch der UN-Sicherheitsrat 
weder als Inhaber eines globalen Gewalt-
monopols legitim noch beansprucht er 
diese Rolle, da er den Staaten das Recht 
auf Gewaltausübung auf ihrem Territo-
rium grundsätzlich zugesteht.
2.) Der Bericht beschränkt sich auf die 
Feststellung, dass es Situationen schwerer 
menschlicher Unsicherheit gibt. Er äußert 
sich nicht genau, ob dazu auch soziale 

Unsicherheit zählt. Wie solche Situationen 
entstehen und langfristig zu verhindern 
sind, versucht er nicht zu klären. Dadurch 
wird nicht nur das Aufkommen solcher 
Situationen dauerhaft akzeptiert, sondern 
auch die Aufgabe, in solchen Situationen 
zu intervenieren, zeitlich entgrenzt. In der 
Konsequenz werden also auch der Welt-
polizeikrieg und die durch ihn bekämpfte 
Welt(un)ordnung ewig andauern. Dies 
folgt aus dem Mangel an einer friedlichen 
Vision der Zukunft. Welche Ursachen 
hinter dieser Unordnung stecken wird an 
anderer Stelle diskutiert und muss weiter 
diskutiert werden, sicherlich sind sie auch 
in den politischen, ökonomischen und 
identitären Strukturen der EU zu suchen. 
Das Ignorieren dieser Frage und das 
Fokussieren auf zivilmilitärisches Fire-
fi ghting lassen aber den humanistischen 
Anspruch der Studiengruppe zumindest 
fraglich erscheinen.
3.) Die Defi zite hinsichtlich der Legiti-
mation (1) und der Analyse (2) werden 
implizit durch eine kulturalistische Argu-
mentation kompensiert. Warum soll aus-
gerechnet die EU dazu in der Lage sein, in 
anderen Ländern das „wahre“ Recht und 
die richtige Ordnung einzuführen? Der 
Glaube an die moralische Überlegenheit 
der eigenen Rechtsordnung ist typisch für 
imperiale Interessenpolitik. Diese Argu-
mentation unterstützt Vorstellungen einer 
Zivilmacht, bzw. der besseren Weltmacht, 
wie sie etwa der rot-grüne Hofphilosoph 
Habermas entwickelt hat, als er forderte: 
„Europa [muss] sein Gewicht auf inter-
nationaler Ebene und im Rahmen der UN 
in die Waagschale werfen, um den hege-
monialen Unilateralismus der Vereinigten 
Staaten auszubalancieren“ 15. Diese „Mär 
von der Zivilmacht Europa“16 dient euro-
päischen Regierungen zur Legitimation 
ihrer eigenen Kriege und der Kaschie-
rung ihrer Interessen. Sie ist durch ihre 
Abgrenzung gegenüber den USA und die 
Perspektive einer Großmacht wesentli-
ches Element bei der Konstruktion einer 
europäisch-nationalen Identität.
4.) Ebenso wie im Falle von „humanitären 
Interventionen“ gibt es keinerlei Garan-
tien dafür, dass solche Einsätze nicht in 
erster Linie durchgeführt werden, um 
irgendwo menschliche Sicherheit herzu-
stellen, sondern um wirtschaftliche oder 
geopolitische Interessen der EU durchzu-
setzen und mit den USA in eine innerim-
periale Konkurrenz zu treten. Schon die 
Kriterien, die im Bericht für eine mögli-
che Intervention genannt werden, deuten 
darauf hin, dass geografi sch oder sozial 
nähere Länder sowie ehemalige Kolo-
nien eher von einer Intervention betroffen 

sein werden als entferntere rohstoffär-
mere Regionen. Die konkret benannten 
Regionen - Kaukasus, Osteuropa, Afrika, 
Mittlerer Osten - sind gerade die geopo-
litischen Interessensphären der EU. Da 
die Autoren ihren Text als Ergänzung zur 
ESS verstehen, die beispielsweise ausrei-
chend Zugang zu Rohstoffen17 als Sicher-
heit und damit Aufgabe militärischer 
Außenpolitik defi niert, sind sie interes-
sengeleiteter Außenpolitik offensichtlich 
nicht abgeneigt. Wie aber wirtschaftliche, 
politische und geostrategische Interessen 
von der konkreten Beseitigung menschli-
cher Unsicherheit getrennt werden sollen, 
wird nicht erwähnt. Daher werden solche 
Einsätze vor allem oder ausschließlich 
dort stattfi nden, wo die EU weitergehende 
Interessen verfolgt, wie es sich gegenwär-
tig im Sudan andeutet.

Fazit
Die Human Security Doctrine ist alles 

andere als visionär. Viele aktuell domi-
nierende Diskursstränge werden in ihr 
aufgegriffen, um EU-Außenpolitik zu 
legitimieren und ihre Intensivierung zu 
fordern. Die zivilen Elemente sind als 
Ergänzung zu den bereits bestehenden 
militärischen Fähigkeiten gemeint, deren 
Ausbau ausdrücklich begrüßt wird. Die 
undemokratischen Entscheidungspro-
zesse der EU zur Außenpolitik lassen die 
demokratische Rhetorik und das Betonen 
des bottom-up-Ansatzes ebenso obsolet 
werden, wie die Forderung, bis zu 5000 
Einsatzkräfte müssten innerhalb von 
Tagen einsetzbar sein. 

Die spezifi sche Qualität des Textes liegt 
in seiner Perspektive: Die „Globalisie-
rung“ wird benutzt, um die ganze Welt 
als Interessensphäre der EU zu defi nieren 
und damit Außenpolitik als Weltinnenpo-
litik zu begreifen. Diese territoriale Ent-
grenzung geht einher mit einer sozialen 
Entgrenzung des Militärischen. Die naive 
Annahme, Soldaten würden sich durch die 
Zusammenarbeit mit Zivilisten, durch ein 
neues Ethos und ein globales Kriegsrecht, 
angelehnt an europäische Polizeiverord-
nungen, zu internationalen Polizisten 
wandeln lassen, kann nicht ernst genom-
men werden. Eine fehlende Analyse der 
Ursache von Konfl ikten sowie ziviler 
Möglichkeiten diese zu lösen, verdeut-
licht, dass es den Autoren nicht wirklich 
um menschliche Sicherheit geht. Die 
historische Schuld der EU-Staaten an der 
Instabilität ganzer Regionen und deren 
profi table Beteiligung an den Kriegsöko-
nomien werden verschwiegen. Im Gegen-
teil wird die europäische Geschichte als 
Begründung für eine neue Runde impe-
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rialer Machtausdehnung genannt, die 
darauf abzielt, weltweit Wettbewerb und 
Ausbeutung zu intensivieren.

Die Studiengruppe versucht also 
bewusst, mit humanistischer Rhetorik ein 
Pendant zum US-Geführten „Krieg gegen 
den Terror“ zu schaffen. Einsatzgebiet ist 
die gesamte Welt und die Mission prinzi-
piell unendlich. Die Einbindung ziviler 
Elemente in diesen Weltordnungskrieg 
ist lediglich die Lehre aus dem partiellen 
Scheitern der US-amerikanischen Strate-
gie.
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Es ist zu begrüßen, dass sich das 
Europäische Parlament mit dem Atom-
waffensperrvertrag beschäftigt. In der 
Debatte wurde viel Richtiges gesagt, 
unter anderem, dass alle Atomwaffen 
illegal und unmoralisch sind. Allerdings 
gibt es eine gravierende Diskrepanz 
zwischen Reden und Handeln - insbe-
sondere in Bezug auf die Atomwaffen 
der Europäischen Union. 

Es ist bedauerlich, dass keine Kritik 
an der EU-Atomwaffenpolitik geübt 
wurde. Im European Defence Paper, 
ausgearbeitet vom europäischen Insti-
tut für strategische Studien, steht es 
schwarz auf weis. Lothar Rühl, ehema-
liger Staatssekretär im deutschen Ver-
teidigungsministerium und Mitautor des 
Papiers, hat es auf den Punkt gebracht: 
„Wir haben es nicht vermieden, Sze-
narien zu präsentieren, in welchen die 
nationalen Nuklearstreitkräfte europä-
ischer Mitgliedstaaten in die Planung 
mit einfl ießen können.“ 

Auch die Forderung im Änderungs-
antrag der Linksfraktion an‚ die Mit-

gliedstaaten, die über Atomwaffen 
verfügen‘, sich gemeinsam darauf zu 
einigen, ‚Atomwaffen nicht als erste 
einzusetzen oder gegenüber Staaten, die 
keine Atomwaffen besitzen, nicht mit 
ihrem Einsatz zu drohen‘, wurde von 
Konservativen und Sozialdemokraten 
zurückgewiesen.

Dass diese es auch noch ablehnten 
die EU und ihre Mitgliedstaaten auf-
zufordern, ‚einen Aktionsplan sowie 
einen Zeitplan vorzulegen, die zum 
Ziel haben, eine kernwaffenfreie Zone 
in Europa zu errichten‘ ist ein Skandal. 
Mit einer derartigen Haltung, wird es im 
Hinblick auf den Atomwaffensperrver-
trag keinen Schritt voran gehen. Es ist 
zu befürchten, dass viele Staaten dieser 
Erde nicht nur mit dem Verweis auf die 
USA, sondern auch auf die unnachgie-
bige Haltung der EU und ihrer Mit-
gliedsstaaten sich weigern werden, auf 
Atomwaffen zu verzichten bzw. atomar 
abzurüsten.

Tobias Pfl üger

Atomwaffenfreie Welt gefordert
Atomwaffenfreies Europa abgelehnt

(April 2004)
http://imi-online.de/download/IMI-Analyse-
2004-009CM-Grossmacht.pdf
16 Jürgen Wagner: Partner oder Gegner? Die 
Militarisierung der Europäischen Union und 
die Auswirkungen auf die transatlantischen 
Beziehungen IMI-Studie 2004/01 http://imi-
online.de/download/IMI-Studie2004-01EU-
Mil-USA.pdf
17 In der ESS heißt es auf Seite 3: „Die Ener-
gieabhängigkeit gibt Europa in besonderem 
Maße Anlass zur Besorgnis. Europa ist der 
größte Erdöl- und Erdgasimporteur der Welt. 
Unser derzeitiger Energieverbrauch wird zu 
50 % durch Einfuhren gedeckt. Im Jahr 2030 
wird dieser Anteil 70 % erreicht haben. Die 
Energieeinfuhren stammen zum größten Teil 
aus der Golfregion, aus Russland und  aus 
Nordafrika.“


